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Kreis Schleswig-Flensburg 
Der Landrat 
Migrationsmanagement 

Staatsangehörigkeitsbehörde 
 

 
  
 

 
 

 

Informations- und Merkblatt 
 

Die Einbürgerung nach den Vorschriften des Staatsangehörigkeitsgesetzes 

 

 
Ihre Staatsangehörigkeitsbehörde finden Sie im 

 
Kreishaus, Flensburger Str. 7, 24837 Schleswig 

Migrationsmanagement Untergeschoss 

Ihr Team der Staatsangehörigkeitsbehörde berät Sie gern: 
 

Susanne Masermann 

Telefon 04621-87 275 
 

Andreas Gehrmann 

Telefon 04621-87 240 
 

Kevin Reimer 

Tel. 04621-87 421 
 

Sylvia Hagge 

Telefon 04621-87 507 
Fax: 04621-87 805  

 

E-Mail: 
mima@schleswig-flensburg.de  

 

 
Einbürgerungen in Deutschland werden nach den §§ 8 bis 10 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
durchgeführt. Dieses Merkblatt gibt eine Übersicht über die Einbürgerungsmöglichkeiten in 

Deutschland nach den verschiedenen Rechtsgrundlagen. Es kann natürlich nicht alle Aspekte 
enthalten. Bitte lesen Sie es genau. 
 

Wichtige Voraussetzung für die Einbürgerung nach allen Vorschriften: 
Die Identität und Staatsangehörigkeit des Einbürgerungsbewerbers bzw. der 
Einbürgerungsbewerberin muss geklärt sein. Ausnahmen von dieser Vorschrift sind nicht 

möglich! 
 
Einbürgerung nach § 8 des Staatsangehörigkeitsgesetzes: 

Die Vorschrift des § 8 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ist die Einbürgerungsvorschrift für alle 
ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger, die sich 5 Jahre rechtmäßig in Deutschland aufhalten 
und nicht nach § 10 des Staatsangehörigkeitsgesetzes eingebürgert werden können. Weiterhin kommt 

diese Vorschrift für Personen in Betracht, die aus deutschsprachigen Staaten (Österreich, Schweiz, 
Liechtenstein) stammen und sich seit mindestens 4 Jahren rechtmäßig in Deutschland aufhalten oder 
ehemalige Deutsche oder Abkömmlinge von Deutschen oder ehemaligen Deutschen sind, bei denen 

eine erheblich kürzere rechtmäßige Aufenthaltszeit ausreicht. 
 
Einbürgerungen nach § 9 des Staatsangehörigkeitsgesetzes: 

Die Vorschrift des § 9 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ist die Einbürgerungsvorschrift für alle 
ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger, die mit einem oder einer deutschen Staatsangehörigen 
verheiratet sind oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben und sich seit mindestens 3 

Jahren rechtmäßig in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Die Ehe oder Lebenspartnerschaft 
muss seit mindestens 2 Jahren bestanden haben und noch fortbestehen.  
 

mailto:mima@schleswig-flensburg.de


 2 

 
Einbürgerungen nach § 10 des Staatsangehörigkeitsgesetzes: 
Die Vorschrift des § 10 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ist die zentrale Einbürgerungsvorschrift für 

alle ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger, die sich seit mindestens 5 Jahren rechtmäßig in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten und nicht unter die vorgenannten Vorschriften fallen. Die Frist 
verkürzt sich auf bis zu 3 Jahre, wenn besondere Integrationsleistungen, insbesondere besonders 

gute schulische, berufsqualifizierende oder berufliche Leistungen oder bürgerschaftliches 
Engagement nachgewiesen werden, der Lebensunterhalt für sich und die unterhaltsberechtigten 
Angehörigen gesichert ist und Sprachkenntnisse auf dem Niveau C 1 nachgewiesen werden. 

 
 
Folgende Voraussetzungen müssen Sie außer dem bei den einzelnen Paragraphen beschriebenen 

rechtmäßigen Aufenthalt immer erfüllen: 

 Nachgewiesene ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache auf dem Niveau B 1. 

 Besitz eines unbefristeten Aufenthaltsrechts oder einer Aufenthaltserlaubnis für Schweizer 
aufgrund des Abkommens mit der Europäischen Union vom 21. Juni 1999 oder eine 

Aufenthaltserlaubnis für andere als in §§ 16a, 16b, 16d, 16e, 16f,17, 18f, 19, 19b, 19e, 20, 22, 
23a, §§ 24, 25 Abs. 3 bis 5 und 104c Aufenthaltsgesetz genannte Aufenthaltszwecke. 

 Keine Vorstrafen. 

 Nachhaltige Sicherstellung des Lebensunterhalts aus eigenem Einkommen. 

 Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung und der Verantwortung Deutschlands 
zu den Folgen des Nationalsozialismus und zum Schutz jüdischen Lebens, dem friedlichen 
Zusammenleben der Völker und dem Verbot der Führung eines Angriffskrieges. 

 Bestehen des Einbürgerungstests*). 
 
 

Bei der Einbürgerung gibt es weitere Ausnahmen, nämlich zur Straffreiheit  und zur Frage der 
Sicherstellung des Lebensunterhalts aus eigenem Einkommen.  
 

Zum rechtmäßigen Aufenthalt zählen nur Zeiten, in denen Sie eine Aufenthaltsgenehmigung bzw. 
einen Aufenthaltstitel besessen haben. Zeiten der Duldungsgewährung und der Asylantragstellung 
zählen grundsätzlich nicht mit. Die Zeit der Asylantragstellung zählt nur dann als rechtmäßige 

Aufenthaltszeit, wenn Sie als Asylberechtigte oder Asylberechtigter oder ausländischer Flüchtling oder 
subsidiär Schutzberechtigter anerkannt wurden.  
 

Für die Einbürgerung wird eine Gebühr in Höhe von 255,00 Euro pro Person erhoben. Die Gebühr für 
miteinzubürgernde minderjährige Kinder beträgt 51,00 Euro pro Kind. Im Einzelfall kann aus Gründen 
der Billigkeit oder des öffentlichen Interesses Gebührenermäßigung oder -befreiung gewährt werden. 

Die Gebührenpflicht entsteht mit der Stellung des Einbürgerungsantrages. Auch im Falle der 
Antragsrücknahme oder der Ablehnung ist eine Gebühr zu entrichten (Ablehnung und Rücknahme 
191,00 €). 

 
Der Einbürgerungsantrag soll schriftlich gestellt werden. Vordrucke für Einbürgerungsanträge erhalten 
Sie von der Staatsangehörigkeitsbehörde. Diese müssen Sie selbst und vor Ort in Gegenwart eines 

Sachbearbeiters oder einer Sachbearbeiterin unterschreiben. Außerdem ist ein persönliches 
Gespräch erforderlich. Zur Antragsaufnahme erhalten Sie einen Termin. 
 

Der Einbürgerungsantrag kann auch online gestellt werden. Sie finden den Antrag auf der Website 
des Kreises Schleswig-Flensburg unter der Rubrik: „Online-Angebote“ (https://www.schleswig-
flensburg.de/Online-Angebote )“. Sie können auch den QR-Code nutzen: 

 

 
 
Hinweis: Auch, wenn ein Online-Antrag gestellt wird, ist eine persönliche Vorsprache zur Klärung der 

Identität und Überprüfung der vorzulegenden Dokumente erforderlich.  
 
Jeder Antragstellende ab 16 Jahre muss ein eigenes Antragsformular ausfüllen. 
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Sollten Sie nicht in der Lage sein, den Antrag in der Staatsangehörigkeitsbehörde abzugeben, 
besprechen Sie bitte das weitere Vorgehen mit Ihrer Sachbearbeiterin oder Ihrem Sachbearbeiter.  
 

Minderjährige Kinder unter 16 Jahren können miteingebürgert werden. Bitte beachten Sie, dass die 
Zustimmung beider Elternteile erforderlich ist, falls gemeinsames Sorgerecht besteht. Bei 
minderjährigen Kindern ab 16 Jahren ist es erforderlich, dass sie selbst die Voraussetzungen für die 

Einbürgerung erfüllen. Sie stellen den Antrag selbst ohne Einwilligung des gesetzlichen Vertreters.  
 
Für die Bearbeitung des Antrages und Prüfung der Voraussetzungen sind Unterlagen erforderlich, die 

Sie bitte alle im Original hier vorlegen. Kopien werden hier gefertigt. Die Rückgabe von Urkunden 
und sonstigen Dokumenten, die nicht zum Verbleib bei der Einbürgerungsbehörde bestimmt sind, wird 
zugesichert. 

 
 
Hinweis zum Zertifikat Deutsch und zum Einbürgerungstest: 

 
Beide Prüfungen werden in Schleswig-Holstein von den Volkshochschulen abgenommen. Es wird 
empfohlen, sich schriftlich an den 

 
Landesverband der Volkshochschulen Schleswig-Holsteins e.V.  
Holstenbrücke 7, 24103 Kiel 

Tel. 0431-979 840 
Web: www.vhs-sh.de 
 

zu wenden. Dort wird man Ihnen den nächstmöglichen Prüfungsort und -termin benennen können. 
 
Für die Bearbeitung des Einbürgerungsantrages werden in der Regel folgende Unterlagen 

benötigt: 
 

1. Ein handgeschriebener Lebenslauf in tabellarischer Form jedes einzubürgernden 

Familienmitglieds, welches das 16. Lebensjahr vollendet hat.  
 
2. Eine Meldebescheinigung für Ihre aktuelle Wohnanschrift. Diese erhalten Sie bei dem für Ihren 

Wohnort zuständigen Einwohnermeldeamt (Amts-bzw. Gemeindeverwaltung, Rathaus). Diese 
Bescheinigung dient dem Nachweis meiner örtlichen Zuständigkeit. Es genügt eine 
Bescheinigung, auf der alle einzubürgernden Familienmitglieder erfasst sind.  

 
3. Personenstandsurkunden, d. h. die Geburtsurkunde jedes einzubürgernden Familienmitglieds. 

Zusätzlich wird von Verheirateten die Eheurkunde, von Verwitweten die Sterbeurkunde des 

Ehepartners und von Geschiedenen das Scheidungsurteil oder die sonstige vorhandene 
Scheidungsurkunde benötigt. Bei Eheschließung in Deutschland vor 2009 bitte auch eine 
Familienbuchabschrift mitbringen. Es müssen sowohl die fremdsprachigen Originalurkunden 

als auch von einem vereidigten Dolmetscher gefertigte deutsche Übersetzungen vorgelegt 
werden. Achtung: deutsche Übersetzungen allein reichen nicht aus! Ausländische  
Urkunden müssen im Einzelfall mit Apostille oder Legalisation versehen sein. Ausnahme: 

Mehrsprachige Urkunden aus anderen EU-Mitgliedstaaten und immer dann, wenn die 
Identität durch einen Nationalpass oder eine Identitätskarte bestätigt ist.  

 

4. Ihr Nationalpass und bei Asylberechtigten, anerkannten Flüchtlingen und Staatenlosen zusätzlich 
die von der Ausländerbehörde ausgestellten Reiseausweise. 

 

5.  Ihr elektronischer Aufenthaltstitel (eAT). 
 
6. Für Arbeitnehmer den Arbeitsvertrag oder eine Bescheinigung des Arbeitgebers über die Art der 

Tätigkeit und die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses, insbesondere ob der Arbeitsvertrag 
unbefristet gilt. Selbständige bringen die Gewerbeanmeldung mit.  

 

7. Ein Nachweis über die Einkommensverhältnisse. Arbeitnehmer legen die 
Verdienstbescheinigungen der letzten drei Monate vor, Selbständige benötigen eine 
Bescheinigung des Steuerberaters über das monatliche Nettoeinkommen nach Steuern. Nicht 

Berufstätige legen entweder die Einkommensnachweise des unterhaltspflichtigen Ehepartners  
oder Verwandten oder Bescheide der ihm gewährten Leistungen (z. B. Rentenbescheide u.ä., 
Bescheid des Sozialzentrums) vor. Selbständige legen außerdem einen Nachweis über eine 
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Krankenversicherung und eine Altersvorsorge (z.B. Lebensversicherung, private 
Rentenversicherung) vor. Verheiratete/Verpartnerte legen bitte auch Einkommensnachweise des 
Ehe-oder Lebenspartners vor. Wer Wohngeld, aufstockende Leistungen nach dem SGB II 

und/oder Kinderzuschlag erhält, legt den entsprechenden Bescheid vor.  
 
8. Ein Passfoto von jedem einzubürgernden Familienmitglied.  

 
9. Zum Nachweis der Deutschkenntnisse: Schulabschlusszeugnisse (Haupt, - Realschulabschluss, 

bzw. ESA oder MSA, Abitur, Berufsfachschulabschlusszeugnis), Sprachdiplome oder 

Bescheinigungen über den erfolgreichen Abschluss von Deutschsprachkursen oder des 
Integrationskurses (Zertifikat Deutschtest für Zuwanderer mit Gesamtergebnis B 1, Zertifikat 
Deutsch oder gleichwertiges Zertifikat auf dem Niveau B 1oder höher), Abschlusszeugnisse über 

die Berufsausbildung (z.B. Gesellenbrief). Falls noch kein Schulabschluss vorliegt: 
Schulzeugnisse der letzten vier Jahre mit Versetzung in die nächst höhere Klasse.  

 

10.  Das Zeugnis über den erfolgreichen Abschluss des Integrationskurses.  
 
11.  Das Zeugnis über den bestandenen Einbürgerungstest*). 

 
12. Nur für Ehegatten oder Lebenspartner Deutscher bei Einbürgerungsanträgen nach § 9 StAG: Der  
      Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit des Ehegatten. Dies ist der Personalausweis oder  

      Pass. Sollte der Ehegatte selbst eingebürgert worden oder Spätaussiedler sein, wird zusätzlich die 
      Einbürgerungsurkunde oder die Spätaussiedlerbescheinigung vorgelegt.  
 

13. Einen Nachweis über die aktuelle Höhe der Kosten der Unterkunft (Mietvertrag, Mitteilungen über 
      Mieterhöhung, Nachweis über die Höhe einer Darlehenstilgung bei Wohneigentum mit Nachweis  
      der Nebenkosten (insb. Heizkosten), Grundbuchauszug 

 
14. Weitere individuell vorzulegende Nachweise: 
 

      __________________________________________________________________________ 
 
 

      __________________________________________________________________________ 
 
 

      __________________________________________________________________________ 
 
 

 

 

 
*) Wer einen allgemein bildenden Schulabschluss in Deutschland gemacht hat 
(Hauptschulabschluss, Realschulabschluss bzw. ESA oder MSA, Abitur) oder den Abschluss 

einer berufsbildenden Schule vorlegen kann, muss den Einbürgerungstest nicht ablegen. In 
diesem Fall ist das Abschlusszeugnis vorzulegen. Ebenso muss ein Einbürgerungstest nicht 
abgelegt werden, wenn der erfolgreiche Abschluss eines Studiums an einer deutschen 

Hochschule in den Bereichen Rechts-, Gesellschafts-, Sozialwissenschaften, Politik- oder 
Verwaltungswissenschaften nachgewiesen werden kann.  
 

Hinweis für Asylberechtigte und anerkannte Flüchtlinge: 
Die Identität und Staatsangehörigkeit wird am sichersten durch einen Nationalpass 
nachgewiesen. Sollten Sie keinen Nationalpass besitzen, können Sie sich wegen der Stellung 

eines Einbürgerungsantrages zum Zweck der Passbeschaffung an die Botschaft oder das 
Generalkonsulat Ihres Herkunftsstaates wenden, ohne den Bestand Ihrer Asylberechtigung 
oder Ihres Flüchtlingsstatus zu gefährden. 


